
,,Am wichtigsten ist es, nicht mit dem Fragen aufzuhoÈren. Die Neugier hat eine eigene
Existenzberechtigung.`̀

(Albert Einstein)

1. Einleitung

In juÈngerer Zeit steht die Grundlagenforschung wieder im Mittelpunkt heftiger
wissenschafts- und wirtschaftspolitischer Debatten. Die wissenschaftspolitische
Debatte wurde auf internationaler Ebene wesentlich von Kealeys (1996) Buch
The Economic Laws of Scientific Research angestoûen. Der Mediziner und
Biochemiker Kealey fordert darin nicht weniger als den vollstaÈndigen RuÈckzug
des Staates aus Wissenschaft und Forschung. Zur BegruÈndung fuÈhrt er im
wesentlichen aus, daû bei der Bereitstellung und Finanzierung von Grund-
lagenforschung kein ,,Marktversagen`̀ zu befuÈrchten waÈre, daû ± im Gegenteil ±
oÈffentlich finanzierte Grundlagenforschung zu ineffizienten Ergebnissen fuÈhre
oder bestensfalls private Forschungsinvestitionen verdraÈnge (siehe auch Kealey,
1998a, 1998b). Dem halten die Gegner, insbesondere die OÈ konomen David
(1997) und Stoneman (1997), entgegen, daû Kealey die Ursachen und
Erscheinungsformen von ,,Marktversagen`̀ im Falle der Grundlagenforschung
verkenne und wesentliche oÈkonomische Effekte der Grundlagenforschung
nicht ins KalkuÈl ziehe.

Die wirtschaftspolitische Debatte findet ihren Niederschlag in der derzeitigen
Ausrichtung der Wissenschafts-, Forschungs- und Technologiepolitik in vielen
westlichen IndustrielaÈndern: So wird der markt- und industrienahen sowie der
regional konzentrierten Forschung und Entwicklung (F&E) in Kooperation mit
der Wirtschaft oftmals politische PrioritaÈt gegenuÈber der wissenschaftlichen
Grundlagenforschung eingeraÈumt. In Deutschland standen bislang die ,,FoÈrde-
rung von Spitzentechnologien als Innovationsmotoren`̀ und die ,,Innovations-
orientierung in der Forschungspolitik`̀ an oberster Stelle der Liste der zentralen
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forschungspolitischen Ziele der Regierung.1 Sogenannte ,,Leitprojekte`̀ in For-
schung und Entwicklung und ,,regionale Kompetenzzentren`̀ stehen beispiel-
haft fuÈr diese strategische Ausrichtung. Zudem werden universitaÈre und
auûeruniversitaÈre Forschungseinrichtungen immer staÈrker in die Rolle von
aktiven Vermittlern und Anwendern des neuen Wissens gedraÈngt, indem man
sie politisch verpflichtet (und finanziell dabei foÈrdert), den Wissens- und
Technologietransfer und ExistenzgruÈndungen technologieorientierter Unter-
nehmen zu forcieren. Man verspricht sich von alledem eine hoÈhere Innova-
tionsdynamik der Wirtschaft, eine gesteigerte internationale (technologische)
WettbewerbsfaÈhigkeit und schlieûlich mehr Wachstum und BeschaÈftigung.2

Die aktuelle Diskussion wird befluÈgelt durch eine Reihe juÈngerer Ent-
wicklungen. Naturwissenschaftliche Grundlagenforschung stoÈût in immer
extremere Dimensionen der Materie vor. Die dafuÈr notwendigen instru-
mentellen Hilfsmittel (Laboratorien, GroûgeraÈte) werden technologisch und
finanziell immer aufwendiger. Dieser steigende Finanzierungsbedarf stoÈût
gleichzeitig auf immer enger werdende FinanzierungsspielraÈume der Staates,
da der groÈûte Teil der Forschungsausgaben bereits fuÈr die institutionelle
FoÈrderung und fuÈr europaÈische und internationale Groûprojekte langfristig
gebunden ist. An nachhaltige Budgetaufstockungen fuÈr Forschungs- und
Technologiezwecke ist kaum zu denken. Aufgrund des verhaltenen Wirt-
schaftswachstums und der gleichbleibend hohen oder gar steigenden Arbeits-
losigkeit verschieben sich die finanzpolitischen PrioritaÈten zugunsten
oÈffentlicher Ausgaben- und Steuersenkungsprogramme, von denen man sich
± im Gegensatz zur FoÈrderung der Grundlagenforschung ± bereits kurzfristig
mehr ArbeitsplaÈtze und Wachstumsimpulse verspricht.

Die Erfahrungen mit industrie- und marktnahen FoÈrderprogrammen wecken
allerdings auch Zweifel an der oÈkonomischen SinnfaÈlligkeit der bisherigen
Ausrichtung der Forschungs- und Technologiepolitik. Die Kritiker weisen auf
die Gefahr von VerdraÈngungs- bzw. Mitnahmeeffekten seitens der privaten
Industrie hin, sie sehen ferner die Gefahr innovationspolitischer Fehlentwick-
lungen infolge staatlicher Anmaûung von Wissen und AnfaÈlligkeit gegenuÈber
LobbyaktivitaÈten der forschenden Wirtschaft. In den USA fuÈhrt dies bereits zu
Empfehlungen, der Staat moÈge sich wieder primaÈr auf seine Aufgaben im Bereich
der wissenschaftlichen Grundlagenforschung besinnen (siehe z.B. Brown, 1998).

Diese wissenschafts-, wirtschafts- und haushaltspolitische Gemengelage gibt
hinreichenden Anlaû zu einer Neubesinnung und ggf. einer NeueinschaÈtzung
des Stellenwerts der (insbesondere naturwissenschaftlichen) Grundlagen-
forschung. Unverzichtbare, wenngleich natuÈrlich nicht alleinige Grundlage
einer solchen Neubesinnung ist eine Analyse der Grundlagenforschung aus
oÈkonomischer Sicht. Zu diesem Zweck muû man sich wenigstens mit vier

1. Siehe Bundesbericht Forschung 1996, S. 7. Momentan scheint sich allerdings eine Trendwende
in der deutschen Wissenschafts- und Forschungspolitik abzuzeichnen; siehe Bundesbericht
Forschung 2000, S. 18.

2. Siehe Bundesbericht Forschung 1996, S. 28f, Bundesbericht Forschung 2000, S. 13f.
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Fragenkomplexen befassen:

• Welche Rolle spielt Grundlagenforschung im Innovations- und Wachs-
tumsprozeû einer Volkswirtschaft (Abschnitt 2)?

• Welche oÈkonomischen Effekte hat Grundlagenforschung (Abschnitt 3)?
• Welche allokationspolitische Rolle sollte der Staat bei der Finanzierung und

DurchfuÈhrung von Grundlagenforschung spielen (Abschnitt 4)?
• Und welche wissenschaftspolitischen Empfehlungen resultieren aus der

Analyse und Beantwortung dieser Fragen (Abschnitt 5)?

NatuÈrlich muû eine Analyse dieser Fragen auf einer klaren Definition und
Abgrenzung von Grundlagenforschung beruhen. Aus GruÈnden, die spaÈter noch
viel deutlicher werden, folgen wir hier nicht der gaÈngigen (und im uÈbrigen
uneinheitlichen) Definition und Abgrenzung, wonach sich Grundlagen-
forschung von angewandter Forschung hinsichtlich der Methoden und
Anwendbarkeit unterscheidet. Eine solche Abgrenzung erweist sich fuÈr die
OÈ konomie der Grundlagenforschung als voÈllig untauglich. Zum einen wird
bereits per definitionem ausgeschlossen, daû Ergebnisse der Grundlagen-
forschung in der privaten Wirtschaft anwendbar sind. Ergebnisse der
Grundlagenforschung koÈnnen aber ebenso ein wichtiger Input fuÈr angewandte
Forschung sein, wie umgekehrt die Erkenntnisse uÈber neue Technologien und
deren AnwendungsmoÈglichkeiten ein unverzichtbarer Input fuÈr Grundlagen-
forschung sind. Zum anderen beobachten wir, daû sowohl im Wissen-
schaftsbereich als auch in der privaten Wirtschaft oftmals mit aÈhnlichen
wissenschaftlichen Methoden geforscht wird. Wir halten es deshalb fuÈr sinn-
voll, wie von de Solla Price (1984) vorgeschlagen, Grundlagenforschung und
angewandte Forschung hinsichtlich ihres Untersuchungsgegenstandes, nicht aber
hinsichtlich ihrer Methoden oder Anwendbarkeit zu unterscheiden:

• Grundlagenforschung ist danach die theoretische, experimentelle oder
empirische Erforschung von Natur und Umwelt.

• Angewandte Forschung ist dagegen die theoretische, experimentelle oder
empirische Analyse von bestimmten Technologien und ihren Anwen-
dungsmoÈglichkeiten.

In dieser Definition bleibt offen, ob Grundlagenforschung durch private
Unternehmen und Organisationen, durch staatliche FoÈrderung von privaten
Unternehmen und Organisationen oder direkt durch staatliche KoÈrperschaften
betrieben und finanziert wird. Infolgedessen kann sich der Begriff Grundlagen-
forschung nach dieser Definition auch mit anderen Begriffen, wie ,,Wissen-
schaft`̀ , ,,akademische Forschung`̀ oder nur ,,Forschung`̀ uÈberlappen.3

3. Rosenberg (1990) stellt fest, daû nur sehr wenige Unternehmen in bestimmten Industrie-
branchen (Chemie, Elektrotechnik, Luft- und Raumfahrt und Maschinenbau) in Grundlagen-
forschung investieren. Grundlagenforschung dient dann vor allem dem Aufbau und der
ErhoÈhung der FaÈhigkeit zur Absorption von externem Wissen (s.u.) und damit der Entwicklung
eines besseren VerstaÈndnisses der Erforschung und Entwicklung von neuen Technologien und
ihren AnwendungsmoÈglichkeiten.
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2. Zur Rolle der Grundlagenforschung im Innovations-
und Wachstumsprozess

In der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur wird unumstritten die Ansicht
vertreten, daû es eine Verbindung zwischen Grundlagenforschung auf der
einen Seite und dem industriellen Einsatz von neuen Technologien und
Produkten auf der anderen Seite gibt. Wie diese Verbindung gestaltet ist, war
und ist noch immer Gegenstand wissenschaftlicher Deutungen.

2.1. Das sogenannte lineare Modell des Innovationsprozesses

Die laÈngste Zeit wurde die Verbindung zwischen Grundlagenforschung und
Wirtschaftswachstum in einer Weise gesehen, die auch als das ,,lineare Modell
des Innovationsprozesses`̀ bezeichnet wird. Im VerstaÈndnis dieses Modells sind
Wissenschaft und Wirtschaft durch einen direkten Pfad verbunden, der von
Grundlagenforschung zur angewandten Forschung uÈber Innovation bis zum
breiten kommerziellen Einsatz von neuen Technologien und Produkten fuÈhrt
(siehe Abbildung 1).

Diese Sichtweise ist sowohl in der OÈ konomie als auch in der Politik weit
verbreitet. So unterliegt das sog. lineare Modell im Prinzip der neueren
endogenen Wachstumstheorie, in der versucht wird, uÈber eine Endogeni-
sierung des technologischen Fortschritts zu neuen Einsichten uÈber die Rolle
von Innovationen fuÈr das Wirtschaftswachstum zu gelangen (siehe z.B. Romer,
1990), aber auch der staatlichen Forschungspolitik in vielen LaÈndern Europas
(siehe hierzu Smith, 1994). Zunehmend wird das sog. lineare Modell jedoch
von vielen Seiten als eine zu simple Beschreibung des Innovationsprozesses
abgelehnt. Ebensowenig wie (private oder oÈffentliche) Investitionen in
Grundlagenforschung automatisch zu neuen Erfindungen bzw. Technologien
fuÈhren, folgt aus dem Einsatz neuer Technologien automatisch ein Anstieg des
Wirtschaftswachstums. Schon ein erster Blick in die Statistik zeigt, daû zum
Beispiel Mitte der 90er Jahre in LaÈndern, in denen oÈffentliche Mittel in
erheblichem Umfang in den Wissenschaftsbereich geflossen sind, wie in
Groûbritannien, der ehemaligen Sowjetunion und Indien, eine eher schwache
wirtschaftliche Entwicklung zu beobachten war, waÈhrend im asiatischen Raum
Wirtschaftswachstum einherging mit einem geringen staatlichen Engagement
in der Grundlagenforschung (Smith, 1994).

Abbildung 1 Das sog. lineare Modell des Innovationsprozesses
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2.2. Der Innovationsprozeû nach de Solla Price

In einer umfangreichen historischen Studie beobachtet de Solla Price (1984),
daû der industrielle Einsatz von neuen Technologien in der Regel nicht auf
wissenschaftlichem Fortschritt basiert, daû umgekehrt aber auch der wissen-
schaftliche Fortschritt im allgemeinen unabhaÈngig von industriellen Inno-
vationen verlaÈuft. Diese Beobachtungen widersprechen dem ,,linearen Modell`̀
und werfen mithin die Frage auf, welcher Gestalt tatsaÈchlich die allseits
vermutete Verbindung zwischen Grundlagenforschung auf der einen Seite und
dem industriellen Einsatz von neuen Technologien und Produkten auf der
anderen Seite ist. De Solla Price liefert eine uÈberzeugende, wenn auch bisher
erstaunlich gering beachtete Antwort, deren Kernargumente wir in Abbildung 2
verdeutlichen. De Solla Price unterscheidet zwischen Grundlagenforschung in
der Welt der Wissenschaft, die die Erkundung von Natur und Umwelt zum
Gegenstand hat, und angewandter Forschung in der Welt der Wirtschaft, die
die Analyse, Weiterentwicklung und Anwendung von neuen Technologien
umfaût ± und nicht, wie uÈblicherweise angenommen, eine Anwendung von
Grundlagenforschung auf industrielle BeduÈrfnisse.

Die Welt der Wissenschaft und die Welt der Wirtschaft entwickeln sich im
allgemeinen unabhaÈngig voneinander Schritt fuÈr Schritt weiter. Erst wenn
dieser parallele, kumulative Prozeû unterbrochen wird durch radikale wissen-
schaftliche Entdeckungen und unerwartete bedeutende Innovationen, kann
eine Verbindung zwischen beiden Welten entstehen. Das entscheidende Ver-
bindungsglied ist dabei das experimentelle Forschen mit neuen Instrumenten
und Methoden. Neue MoÈglichkeiten des Erkenntnisgewinns koÈnnen einerseits
zu ungeahnten Entdeckungen in der Wissenschaft fuÈhren und ganze Para-
digmenwechsel einleiten. Die Nutzung desselben Instrumentariums kann

Abbildung 2 Der Innovationsprozeû nach de Solla Price
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andererseits zur Entdeckung neuer ungeahnter Anwendungen und Produkte in
der Wirtschaft fuÈhren. Nach de Solla Price ist es diese Korrelation der Ereignisse
in Wissenschaft und Wirtschaft in Folge der Entwicklung und experimentellen
Anwendung von neuen Instrumentarien, die zu der vielfach vertretenen, aber
irrefuÈhrenden Ansicht Anlaû gegeben hat, angewandte Forschung wuÈrde auf
irgendeine Art und Weise direkt auf wissenschaftlichem Fortschritt basieren.
TatsaÈchlich besteht die Verbindung zwischen Wissenschaft und Wirtschaft
darin, daû radikale wissenschaftliche und bedeutende technologische Neue-
rungen vielfach auf die Erfindung und Nutzung desselben Instrumentariums
zuruÈckgefuÈhrt werden koÈnnen. Zentrales Argument ist dabei die Tatsache, daû
neue Instrumente, Methoden und Forschungstechnologien oftmals uÈber ihre
beabsichtigte Anwendung hinaus weitreichende, nicht vorhersehbare
NutzungsmoÈglichkeiten fuÈr Grundlagenforschung, angewandte Forschung
und einen kommerziellen Einsatz bieten und so zu BruÈchen im ,,normalen`̀
Fortschritt in Wissenschaft und Wirtschaft fuÈhren.

Zahlreiche historische Beispiele belegen diese Theorie der Interaktion
zwischen Wissenschaft und Wirtschaft. Dazu gehoÈren insbesondere das
Galileische Teleskop, dessen experimentelle Nutzung einerseits einen regel-
rechten Boom in der kommerziellen Herstellung von optischen Instrumenten
ausloÈste und andererseits ein neues Zeitalter der Wissenschaft begruÈndete,
sowie die neuen Techniken der kuÈnstlichen KristallzuÈchtung, deren experi-
mentelle Anwendung in den Bell Laboratories einerseits maûgeblich zur
Entwicklung des Transistors beitrug und andererseits das Gebiet der Fest-
koÈrperphysik eroÈffnete.4 Weitere empirische Evidenz liefert de Solla Price
(1984) mit einer Analyse von Zitationen von wissenschaftlichen VeroÈffent-
lichungen in Patenten, die uÈblicherweise als Indikator fuÈr die Verbindung
zwischen Wissenschaft (Grundlagenforschung) und industrieller Technologie
(angewandter Forschung) gelten. Er stellt fest, daû ein hoher Anteil der
meistzitierten Artikel weltweit der Kategorie ,,methodische BeitraÈge`̀ angehoÈrt,
in denen Untersuchungsmethoden und nicht Untersuchungergebnisse im
Vordergrund stehen.

Zur Theorie von de Solla Price moÈchten wir anmerken, daû das Experi-
mentieren mit neuen Instrumentarien nur dann das zentrale Verbindungsglied
zwischen Wissenschaft und Wirtschaft sein kann, wenn die FaÈhigkeiten
gegeben sind, Neuerungen wahrzunehmen, zu bewerten und fuÈr den eigenen
Zweck nutzbar zu machen. Diese FaÈhigkeit wird in der Literatur haÈufig als
FaÈhigkeit zur Absorption von externem Wissen bezeichnet.5 Sie ist gleichermaûen
erforderlich auf Seiten der Wirtschaft wie der Wissenschaft.

4. Siehe de Solla Price (1984) fuÈr weitere Literaturangaben.
5. Siehe hierzu Cohen und Levinthal (1989) und Kamien und Zang (2000).
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3. OÈ konomische Effekte der Grundlagenforschung

Grundlagenforschung hat vielerlei Effekte; dazu zaÈhlen oÈkonomische, soziale,
kulturelle und Umwelteffekte. Vielfach verschwimmen die Grenzen zwischen
oÈkonomischen und nicht-oÈkonomischen Effekten. Trotzdem interessieren uns
hier nur die oÈkonomischen Effekte (im weitesten Sinne) und die Methoden zu
ihrer empirischen Erfassung. Ein besonderes Augenmerk richten wir dabei auf
neue Instrumente und Forschungstechnologien.

3.1. Klassifikation und Arten oÈkonomischer Effekte

Zu den oÈkonomischen Effekten gehoÈren neben den ,,ultimativen`̀ Wirkungen
auf das Wirtschafts- oder ProduktivitaÈtswachstum eine Vielzahl von vor-,
zwischen- und nebengelagerten Effekten.6 Abbildung 3 zeigt die Vielzahl dieser
oÈkonomischen Effekte in einem zusammenfassenden UÈ berblick. Sie fallen
sowohl in der Phase der wissenschaftlichen Leistungserstellung in den
Forschungseinrichtungen als auch in der Phase der oÈkonomischen Verwertung
der Forschungs- und Ausbildungsergebnisse in den Unternehmen an.

6. UÈ ber diese Effekte berichten ausfuÈhrlich u.a. PfaÈhler und Hoppe (1999) und die Science Policy
Research Unit der University of Sussex (1996).

Abbildung 3 OÈ konomische Effekte der Grundlagenforschung
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PrimaÈres Ziel der Grundlagenforschung sind natuÈrlich die direkten Wissen-
schaftseffekte. Zu diesen zaÈhlen neben dem neuen (personengebundenen und
nicht-personen-gebundenen) Wissen insbesondere auch die neuen Forschungs-
instrumente und -technologien sowie die Wissenschaftler-Netzwerke. Im
Prozeû der Generierung dieser direkten Wissenschaftseffekte entstehen oÈkono-
mische Nachfrageeffekte (insbesondere Umsatz-, BeschaÈftigungs-, Einkommens-
und fiskalische Effekte) sowie Angebotseffekte durch den Bau und den laufenden
Betrieb und Unterhalt der Forschungseinrichtungen. Empirisch koÈnnen
Nachfrageeffekte im Rahmen von Input-Ouput-Analysen ermittelt werden
(siehe z.B. PfaÈhler und Gabriel, 1999; PfaÈhler et al., 1999a). FuÈr die Analyse von
Angebotseffekten, die in der Regel von den spezifischen Forschungstechnolo-
gien abhaÈngig sind, bieten sich Fallstudien an. Im Prozeû der oÈkonomischen
Verwertung der direkten Wissenschaftseffekte erhofft man sich langfristige
Angebotseffekte, die sich letztendlich in ProduktivitaÈts- und Wachstumseffekten
niederschlagen. Die gebraÈuchlichste Methode zu Ermittlung dieser Effekte sind
oÈkonometrische Analysen, in denen die Ausgaben fuÈr Forschung und
Entwicklung (F&E) in Beziehung gesetzt werden zu einem Maû fuÈr das
ProduktivitaÈtswachstum (fuÈr einen UÈ berblick siehe BoÈnte, 1999; Griliches,
1995; PfaÈhler et al., 1998, 1999a). Allerdings besteht zwischen Grund-
lagenforschung und ProduktivitaÈtswachstum, wie in Abschnitt 2.2 dargelegt,
ein hochkomplexer Zusammenhang. Die Erfassung nur der ,,ultimativen`̀
Wirkungen der Grundlagenforschung im Rahmen von ProduktivitaÈts- oder
Wachstumsanalysen wird dieser KomplexitaÈt nicht ausreichend gerecht.
Infolgedessen macht es Sinn, die vorgelagerten Innovationseffekte, die
zwischengelagerten Humankapital- und Arbeitsmarkteffekte, die externen
Agglomerations- bzw. Standorteffekte sowie die UnternehmensgruÈndungs-
effekte getrennt zu erfassen. Die am haÈufigsten angewandten Methoden zur
Ermittlung der Innovationseffekte sind Analysen von Umfragen und Statistiken
(siehe zuletzt Mansfield, 1998, 1995) sowie Fallstudien. Agglomerations- bzw.
Standorteffekte werden haÈufig in Umfrageanalysen, zunehmend aber auch auf
oÈkonometrische Weise ermittelt (Anselin et al., 1997; Audretsch und Feldman,
1996; Audretsch und Stephan, 1996).

3.2. Effekte neuer Instrumente und Forschungstechnologien ± terra
incognita

Unter den direkten Wissenschaftseffekten verdient das Hervorbringen von
neuen Instrumenten und Forschungstechnologien sowie deren experimentelle
Anwendung eine besondere Beachtung. Denn wie die historischen Studien von
de Solla Price (1984) deutlich machen, resultieren oÈkonomische Effekte von
Grundlagenforschung vor allem aus der Erfindung, der experimentellen
Nutzung und der Fortentwicklung von neuen Instrumentarien und For-
schungstechnologien. Diese Effekte sind jedoch extrem schwer abzuschaÈtzbar,
da viele Instrumente urspruÈnglich fuÈr eine sehr spezielle Anwendung in der
Grundlagenforschung entwickelt werden, ihre erfolgreiche Nutzung dann aber
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verschiedene weitere, ungeahnte Anwendungsfelder in Grundlagenforschung
oder angewandter Forschung eroÈffnen kann. Ein eindrucksvolles Beispiel
hierfuÈr ist der Computer. Pioniere in der Entwicklung des Computers, wie
Aiken, Atanasoff, Zuse, Eckert und Mauchly, waren in ihren Forschungs-
arbeiten mit aÈuûerst komplizierten mathematischen Problemen konfrontiert,
deren LoÈsung viel MuÈhe und Zeit erforden wuÈrde.7 Interessanterweise stand
lange Zeit eine Anwendung des Computers auûerhalb des Wissenschafts-
bereichs auûer Frage, wie Howard Aikens Worte im Jahre 1956 deutlich
machen:

. . . if it should ever turn out that the basic logics of a machine designed for the
numerical solution of differential equations coincide with the logics of a machine
intended to make bills for a department store, I would regard this as the most
amazing coincidence that I have ever encountered (in Rosenberg, 1992, S. 382f.).

Ein weiteres Beispiel ist das World Wide Web, das einst am CERN entwickelt
wurde, um die Kommunikation zwischen den verschiedenen, an Groû-
experimenten in der Teilchenphysik beschaÈftigten Forschergruppen zu be-
schleunigen.8

Rosenberg (1992) dokumentiert zwei wesentliche Pfade der Diffusion von
neuen Instrumenten. Zum einen werden neue Instrumente von einer Wissen-
schaftsdisziplin in eine andere transferiert. Besonders stark scheint dabei der
Transfer aus der Physik in die Chemie zu sein, ebenso wie aus der Physik und
Chemie in die Biologie und medizinische Forschung. Beispiele sind das
Elektronenmikroskop, Teilchenbeschleuniger und Kernspin-Resonanzen. Zum
anderen werden neue Forschungsinstrumente aus der Wissenschaft in die
Industrie transferiert. Beispiele hierfuÈr lassen sich insbesondere in der
Halbleiterindustrie finden, die stark vom Transfer von Instrumenten und
Forschungstechnologien aus der Teilchenphysik und von der Nutzung von
Synchrotronstrahlung profitiert hat. Synchrotronstrahlung, die als mag-
netische Bremsstrahlung in Kreisbeschleunigern zunaÈchst als stoÈrender Neben-
effekt angesehen wurde, spielt seit Ende der 70er Jahre eine groûe Rolle in der
Condensed Matter-Physik und der Biologie. Sie weist zudem ein umfangreiches
Angebot an technisch-oÈkonomischem Nutzungspotential auf, z.B. in der
Medizintechnik und der Weiterentwicklung von Dieselkatalysatoren, und ist
besonders in Japan und den USA, aber auch in Deutschland auf eine
industrielle Nachfrage gestoûen.9 Mit den Effekten von neuen Instrumenten
in Wissenschaft und Industrie beschaÈftigen sich auûerdem Riggs und von
Hippel (1994) am Beispiel von Auger und Esca, zwei wissenschaftlichen Instru-
menten zur Analyse von OberflaÈchen. Die Autoren stellen fest, daû 44% der 62
Folgeinnovationen von den Nutzern dieser Instrumente im Wissenschafts-

7. Siehe die Dokumentation von Rosenberg (1992, S. 382f).
8. Siehe z.B. International Herald Tribune, 14.08.2000, S. 11.
9. Siehe die BESSY-studie von Bierhals et al. (1994), die HASYLAB-Studie von PfaÈhler et al. (1999b)

sowie verschiedene BeitraÈge unter www.desy.de/expo2000.
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bereich hervorgebracht wurden und 56% von den industriellen Herstellern
dieser wissenschaftlichen Instrumente. Sie liefern damit weitere Evidenz fuÈr die
Theorie von de Solla Price (1984).

Insgesamt scheint die Rolle von neuen Instrumentarien als eigentliche Quelle
von wissenschaftlichem und technologischem Fortschritt noch weitgehend
unbekannt und deshalb auch forschungspolitisch nicht anerkannt zu sein. Nur
wenige BeitraÈge in der Literatur widmen sich den Effekten von neuen
Instrumenten, Methoden und Forschungstechnologien. Es liegen wenig Infor-
mationen vor uÈber die Anteile von nationalen oÈffentlichen Forschungsbudgets,
die direkt fuÈr Experimente in Laboren ausgegeben werden. Auch fehlen Daten,
die daruÈber Auskunft geben, wie die Existenz von neuen Instrumenten kom-
muniziert wird, wie z.B. Daten zur MobilitaÈt von technischem und wissen-
schaftlichem Personal der Forschungslabore. Ebenso ist unbekannt, ob nicht
womoÈglich immer weniger fuÈr immer teurer werdende Instrumente ausgegeben
wird, weil keine koordinierten Informationen uÈber die steigenden Kosten fuÈr
zunehmend aufwendiger werdende GeraÈte zur VerfuÈgung gestellt werden. Es ist
deshalb zu befuÈrchten, daû wegen dieser terra incognita die oÈkonomischen
Effekte von Grundlagenforschung insgesamt unterschaÈtzt werden.

4. Zur Rolle des Staates in der Bereitstellung und
Finanzierung von Grundlagenforschung

Das grundsaÈtzliche Problem der Beurteilung eines staatlichen Engagements in
der Bereitstellung und Finanzierung von Grundlagenforschung besteht darin
zu klaÈren, ob es (1.) Ursachen fuÈr ein ,,Marktversagen`̀ gibt und (2.) dieses
Marktversagen nicht schwerer wiegt als ein moÈgliches ,,Politikversagen`̀ im
Gefolge der Staatsintervention zur Korrektur des Marktversagens.10 Ein
,,Marktversagen`̀ liegt dann vor, wenn bei marktwirtschaftlicher Bereitstellung
und Finanzierung die privaten Forschungsanreize ,,gestoÈrt`̀ werden, so daû am
Ende ± gemessen am sozial optimalen Umfang ± zu wenig oder zu viel in
Forschung investiert wird. Von ,,Staatsversagen`̀ spricht man, wenn durch Art,
Umfang und Zeitpunkt der Staatsintervention das Marktversagen nicht
behoben oder sogar verschlimmert wird.

In der bisherigen wirtschaftspolitischen Diskussion dominiert das sog.
,,Public goods`̀ -Argument, andere wichtige Ursachen fuÈr Marktversagen bei
der Bereitstellung und Finanzierung von Forschung und Entwicklung, wie
Differenzen in privater und sozialer Risikoneigung, Unteilbarkeiten und
technische Groûrisiken, werden dagegen kaum beachtet. Im folgenden sollen
die wichtigsten Ursachen fuÈr Markt- und Staatsversagen kurz diskutiert werden.

10. Zur Korrektur von Marktversagen kommen ordnungs- und regulierungspolitische Maûnahmen
privatwirtschaftlicher AktivitaÈt (wie z.B. Genehmigungsverfahren, Technologiefolge-
abschaÈtzungen, Patent- und Lizenzrechte) in Betracht, ebenso wie budgetwirksame Maû-
nahmen der Subventionierung privatwirtschaftlicher AktivitaÈt oder die UÈ bernahme sowohl der
Verantwortung als auch der Bereitstellung der AktivitaÈt in staatliche Regie.
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Unser Hauptaugenmerk gilt dabei den experimentellen ForschungsaktivitaÈten
mit neuen Instrumenten und Methoden als dem zentralen Verbindungsglied
zwischen Wissenschaft und Wirtschaft.

4.1. ,,Marktversagen`̀ und seine Ursachen

4.1.1. Das ,,Public goods`̀ -Argument
Das zentrale Argument fuÈr eine staatliche Finanzierung von Grundlagen-
forschung basiert auf der Ansicht, daû neues Wissen ± also das primaÈre Produkt
von ForschungsaktivitaÈten ± zumindest zum Teil den Charakter eines
oÈffentlichen Gutes hat, also durch Nicht-RivalitaÈt in der Nutzung und Nicht-
Ausschlieûbarkeit von der Nutzung bei Zahlungsunwilligkeit gekennzeichnet
ist (Nelson, 1959; Arrow, 1962). Die Suche nach neuen wissenschaftlichen und
technologischen Informationen ist in der Regel sehr zeit- und kostenintensiv,
waÈhrend das neu entdeckte Wissen haÈufig ganz oder teilweise rasch und ohne
bedeutende Kosten von anderen Nachfragern genutzt werden kann, ohne daû
diese Nutzung den Bestand an Wissen verringert (Nicht-RivalitaÈt) und ohne
daû sich Zahlungsunwillige von der Nutzung ausschlieûen lieûen (Nicht-
Ausschlieûbarkeit). Man sagt auch, die Produktion von neuem Wissen gehe
einher mit positiven externen Effekten bzw. sog. Wissensspillovern. For-
schungsergebnisse und ihre kommerziellen Verwertungserfolge gelten deshalb
als begrenzt privat appropriierbar; andere profitieren von ihnen, ohne daû sie
dafuÈr einen Preis zu leisten haÈtten.11 Private Investitionen werden deshalb
nicht im gesellschaftlich wuÈnschenswerten Umfang erfolgen. Der ,,Markt
versagt`̀ , und es kommt zur Unterinvestition in Forschung.

Diesem negativen Anreizeffekt steht ein moÈglicher positiver Anreizeffekt
gegenuÈber, der nach Kealey (1996) groû genug ist, um das ,,Public goods`̀ -
Argument vollstaÈndig zu entkraÈften: Es wird argumentiert, daû potentielle
EmpfaÈnger von Wissensspillovern zunaÈchst durch eigene F&E-AktivitaÈten eine
FaÈhigkeit zur Absorption von externem Wissen aufbauen muÈssen, um von den
externen Informationen profitieren zu koÈnnen (Cohen und Levinthal, 1989).
Kealey vernachlaÈssigt allerdings, daû ein Groûteil der AbsorptionsfaÈhigkeit
waÈhrend der Ausbildung an Hochschulen entsteht, wie dies z.B. die empirische
Studie von Nelson (1986) dokumentiert. Zudem haÈngen die Kosten des Aufbaus
der AbsorptionsfaÈhigkeit stark von der KomplexitaÈt des jeweiligen Forschungs-
gegenstandes ab. Kealeys pauschale Argumentation kann deshalb nicht
uÈberzeugen.

11. Die Appropriierbarkeit von neuem Wissen kann in einigen FaÈllen durch eine strenge Geheim-
haltung erreicht werden. Allerdings sind Entdecker vielfach nur unter Preisgabe von wichtigen
Informationen in der Lage, ihr neues Wissen gegen Entgelt zu verkaufen (Brown, 1998). Zudem
sind Forschungsergebnisse oftmals personengebunden, so daû sie dem forschenden Unter-
nehmen auch bei Geheimhaltung verloren gehen, wenn die Forscher zu einem anderen
Arbeitgeber wechseln. Personalwanderungen sind eine der wichtigsten Quellen von
Wissensspillovern (siehe auch Klodt, 1995).
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Speziell bei der Entwicklung und experimentellen Nutzung von neuen
Instrumenten ist die FaÈhigkeit zum Betreiben von Grundlagenforschung, wie
etwa die Anwendung von wissenschaftlichen Methoden, entscheidend. Diese
wird vor allem waÈhrend der Ausbildung an UniversitaÈten und Fachhoch-
schulen vermittelt. Positive Anreizeffekte fallen folglich kaum ins Gewicht.
TatsaÈchlich laÈût sich ein staatliches Engagement bei der Entwicklung und
Anwendung von neuen Instrumenten mit dem ,,Public goods`̀ -Argument
rechtfertigen: Zwar ist nicht mit einer raschen industriellen Verwertbarkeit und
kurzfristigen Innovationserfolgen zu rechnen. Wie de Solla Price (1984) jedoch
ausfuÈhrt, koÈnnen sich langfristig durch das bei der Anwendung neuer
Instrumente und Methoden erzeugte Wissen fundamentale Entdeckungen in
der Wissenschaft und wichtige Innovationen in der Wirtschaft ergeben. Dieser
Schluû wird durch Studien von David, Mowery und Steinmueller (1988, 1992)
und Rosenberg (1992) im Bereich der physikalischen Grundlagenforschung
bestaÈtigt. So stellen sie einerseits ein hohes kommerzielles Anwendungs-
potential von verschiedenen Meûinstrumenten, Ionen-Implantationen und
Methoden zur Teilchenbeschleunigung, wie der Nutzung von Kernspin-Reso-
nanzen, Synchrotronstrahlung, supraleitenden Magneten, fest, beobachten
andererseits aber auch eine hohe Transferierbarkeit der Ergebnisse aus der
experimentellen Forschung der Teilchen- und Hochenergiephysik in andere
Wissenschaftsdisziplinen (wie z.B. Mikrobiologie, Chemie, Pharmazie,
Medizin).

4.1.2. Risikoaversion, Unsicherheit, Informationsasymmetrien
,,Marktversagen`̀ kann auch auf eine Divergenz zwischen privater und sozialer
Risikoneigung zuruÈckzufuÈhren sein. Investitionen in Grundlagenforschung
sind gewoÈhnlich mit hohen Risiken bezuÈglich des Zeitpunkts und der HoÈhe der
zu erwarteten ErtraÈge behaftet. Ein risikoscheuer Forscher, der nicht die
notwendigen Ressourcen besitzt, um durch eine groûe Anzahl verschiedener
Forschungsprojekte das Risiko zu streuen, wird die Rendite eines Forschungs-
projektes geringer bewerten als ihren Erwartungswert. Der private Wert der
Forschungsinvestition liegt dann unter ihrem sozialen Wert mit dem Ergebnis,
daû zu wenig in Forschung investiert wird. In vielen FaÈllen kann nicht einmal
eine Wahrscheinlichkeitsverteilung uÈber einen Forschungserfolg gebildet
werden (Knight'sche Unsicherheit), so daû private Investoren vielfach gaÈnzlich
vor Investitionen in Grundlagenforschung zuruÈckschrecken.

Risiko oder Unsicherheit uÈber die ErtraÈge aus Forschungsanstrengungen
koÈnnen ± im Verbund mit Informationsasymmetrien und -defiziten ± zusaÈtz-
lich ein Kapitalmarktversagen bei der privaten Finanzierung von Forschungs-
aktivitaÈten verursachen: So ist der Forscher oft besser uÈber die Erfolgsaussichten
seines Forschungsvorhabens informiert als externe Anbieter von Finanzkapital
(,,Hidden information`̀ ). DaruÈber hinaus sind seine ForschungsaktivitaÈten
vielfach nicht beobachtbar (,,Hidden action`̀ ). Die Folge sind verschiedene
,,Adverse Selection`̀ - und ,,Moral Hazard`̀ -Probleme (fuÈr einen UÈ berblick siehe
Goodacre und Tonks, 1995; Martin und Scott, 1999).
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Typischerweise gibt es bei der Entwicklung und Nutzung von neuen
Forschungsinstrumentarien zunaÈchst keinerlei Anzeichen dafuÈr, ob und wann
mit weitreichenden Konsequenzen in Wissenschaft und Industrie gerechnet
werden kann. Vielmehr stellen sich solche Erfolge selten und meist unerwartet
ein. Der hohe Grad an Unsicherheit verbunden mit privater Risikoaversion und
Informationsasymmetrien rechtfertigen grundsaÈtzlich ein staatliches Engage-
ment in diesem Bereich.

4.1.3. Private versus soziale ZeitpraÈferenz
Die ZeitpraÈferenz bringt zum Ausdruck, wie Wirtschaftssubjekte gegenwaÈrtige
im Vergleich zu zukuÈnftigen Konsum- oder GewinnmoÈglichkeiten bewerten.
Eine hohe ZeitpraÈferenzrate ist demnach gleichbedeutend mit einer Gering-
schaÈtzung von Forschungsprojekten, die erst in weiter Zukunft kommerzielle
Verwendung versprechen. Die Divergenz zwischen privater und sozialer
ZeitpraÈferenz stellt deshalb eine weitere moÈgliche Ursache fuÈr ,,Marktversagen`̀
dar.

In hoch entwickelten und stark marktkapitalisierten Volkswirtschaften,
deren Unternehmen sich in ihrer Unternehmenspolitik dem Shareholder-Value
verpflichtet sehen, gibt es einen intrinsischen Zwang zu kurzfristigen Erfolgen
(siehe z.B. von WeizsaÈcker, 1999). Diese Kurzfrist-Orientierung trifft ins-
besondere Investitionen in neue Instrumentarien, die gewoÈhnlich, wenn
uÈberhaupt, nur mit groûer VerzoÈgerung zu wissenschaftlich bedeutsamen
und kommerziell nutzbaren Ergebnissen fuÈhren. Es ist deshalb zu erwarten, daû
sich private und soziale ZeitpraÈferenz bei der Investition in neue Instrumente
unterscheiden und der Staat als Sachwalter der langfristigen Gemeinwohlinter-
essen eine Rolle bei der Bereitstellung und Finanzierung dieser Instrumente
uÈbernehmen muû.

4.1.4. Unteilbarkeiten und technische Groûrisiken
HaÈufig schreiben technische und oÈkonomische Unteilbarkeiten bestimmte
MindesthoÈhen fuÈr Forschungsinvestitionen vor. Mit einer neu entwickelten
Forschungstechnologie koÈnnen deshalb steigende SkalenertraÈge bzw. sinkende
StuÈckkosten verbunden sein, die bei privatwirtschaftlicher Bereitstellung zum
sog. natuÈrlichen Monopol, also hier der Monopolisierung von Forschungs-
feldern und Technologie- bzw. Produktentwicklungen, fuÈhren. In Monopolen
ist jedoch im allgemeinen mit Wohlfahrtsverlusten wegen zu geringer Output-
mengen, zu hoher Kosten und zu geringer Innovationsdynamik zu rechnen.
Andererseits verbietet sich eine konkurrierende Entwicklung und Finanzierung
mehrerer unteilbarer Groûforschungseinrichtungen, weil dies aus gesamt-
wirtschaftlicher Sicht eine Ressourcenvergeudung darstellen wuÈrde (,,Doppel-
forschung`̀ ). Hieraus laÈût sich ein staatlicher Regulierungsbedarf ableiten.

Unteilbarkeiten bei Forschungsinvestitionen stellen haÈufig gleichzeitig ein
technisches Groûrisiko dar. Man denke etwa an kernphysikalische Forschungs-
reaktoren, die neben der Erkundung von Natur und Umwelt (Grundlagen-
forschung) auch dem Zwecke dienen, kommerzielle EinsatzmoÈglichkeiten der

ß Verein fuÈr Socialpolitik und Blackwell Publishers Ltd. 2001 137

OÈ konomie der Grundlagenforschung und Wissenschaftspolitik



Energiegewinnung zu testen. Bei technischen Groûrisiken versagt die uÈbliche
Form der privatwirtschaftlichen Risikodiversifikation nach Investitionsprojekten.
Kein einzelnes privates Unternehmen waÈre bereit, aus eigenen finanziellen
Mitteln das Risiko eines Totalverlustes im Falle einer ergebnislosen Forschung
zu tragen. Um trotzdem die Bereitstellung technischer Groûprojekte in der
Forschung zu ermoÈglichen, empfiehlt sich eine Risikodiversifikation nach
ProjekttraÈgern. Arrow und Lind (1970) haben gezeigt, daû bei dieser Art der
Risikodiversifikation die Summe der Einzelrisiken, die den verschiedenen
ProjekttraÈgern verbleiben, geringer ist als das Risiko, das ein einziger Projekt-
traÈger eingehen muÈûte. Die weitestgehende Form der Risikodiversifikation
nach ProjekttraÈgern ist die staatliche Bereitstellung und Finanzierung von
technischen Groûprojekten der Forschung. Dadurch wird das Risiko unter der
Gesamtheit der Steuerzahler diversifiziert. Im Grenzfall unendlich vieler
Steuerzahler verschwindet das Risiko sogar voÈllig.12 Dieser Grenzfall wird bei
der internationalen Finanzierung von Groûforschungseinrichtungen (wie etwa
bei DESY in Hamburg oder CERN in Genf) nahezu erreicht.

4.2. ,,Staatsversagen`̀ und seine Ursachen

4.2.1. Informations- und Effizienzprobleme
Gegen eine staatliche Forschungs- und Technologiepolitik sprechen die
mitunter hohen Informationsanforderungen an die staatlichen Entscheidungs-
traÈger. Effiziente Politikinterventionen setzen voraus, daû der Staat uÈber bessere
Informationen verfuÈgt als andere Kapitalgeber, wovon jedoch nicht grund-
saÈtzlich ausgegegangen werden kann. Man spricht mit von Hayek (1968) auch
von der staatlichen Anmaûung von Wissen. ZusaÈtzlich koÈnnen Informations-
asymmetrien zu Anreizproblemen im oÈffentlichen Sektor, den sog. buÈro-
kratischen Ineffizienzen, fuÈhren (Laffont, 1996).

Es bestehen verschiedene MoÈglichkeiten, den Informations- und Effizienz-
problemen zu begegnen. Dazu zaÈhlen Evaluationen der gefoÈrderten Forschung
durch Expertengremien (Luukkonen und Stahle, 1990), die Formulierung von
klaren Forschungszielen fuÈr oÈffentlich finanzierte Forschungslabore (Brown,
1998) und schlieûlich der Wettbewerb zwischen Forschungseinrichtungen (von
Hajek, 1968; Stephan, 1996). Von letzterem ist jedoch abzuraten, wenn Unteil-
barkeiten und technische Groûrisiken eine zentrale Rolle spielen (siehe oben).

4.2.2. ,,Crowding-out`̀ - oder Mitnahme-Effekte
Ineffizienzen liegen vor, wenn oÈffentliche Mittel private Forschungsausgaben
verdraÈngen, ohne den Gesamtumfang der Forschungsausgaben zu erhoÈhen.
Man spricht von ,,Crowding-out`̀ - oder Mitnahmeeffekten. Diese Effekte sind
nach Kealey (1996) im Bereich der staatlichen ForschungsfoÈrderung vorherr-
schend. Sein Versuch, diese Behauptung mit Datenmaterial zu belegen,

12. Das ist auch der Grund, warum bei Nutzen-Kosten-Analysen von staatlich finanzierten
Groûprojekten kein Risikozuschlag eingerechnet werden sollte.
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miûlingt jedoch. David (1997) greift aus diesem Grunde erneut die Frage nach
der Substituierbarkeit von privaten und oÈffentlichen F&E-Ausgaben auf. Unter
Verwendung von OECD-Daten stellt er fuÈr die G-7-LaÈnder im Zeitraum 1981±
1993 einen positiven Zusammenhang zwischen der Wachstumsrate der zivilen
F&E-Ausgaben insgesamt und der Wachstumsrate der oÈffentlichen Ausgaben
fuÈr nicht-militaÈre Forschung fest. Sein Befund deutet auf eine Komple-
mentaritaÈt von oÈffentlich und privat finanzierter Forschung hin. Lediglich in
Groûbritannien, im Heimatland von Kealey, fiel dieser Zusammenhang negativ
aus, so daû dort die von Kealey behauptete SubstitutionalitaÈt (,,Crowding-out`̀ )
± fuÈr diesen Zeitraum ± tatsaÈchlich zu beobachten ist. Andere Studien liefern
fast ausnahmslos empirische Evidenz fuÈr die KomplementaritaÈt von privat
finanzierter Forschung und oÈffentlicher FoÈrderung (siehe z.B. Cockburn,
Henderson und Stern, 1999; Lichtenberg, 1984).

Nach de Solla Price (1984) verlaufen (oÈffentlich finanzierte) Grundlagen-
forschung und (privat finanzierte) angewandte Forschung zwar gewoÈhnlich
unabhaÈngig voneinander. Wie in Abschnitt 2.2 dargestellt, koÈnnen die Ent-
wicklung neuer Instrumente und ihre experimentelle Anwendung jedoch eine
wichtige KomplementaritaÈt zwischen (privat finanzierter) angewandter
Forschung und (oÈffentlich finanzierter) Grundlagenforschung begruÈnden.
NatuÈrlich ist im Modell von de Solla Price ein ,,Crowding-out`̀ trotzdem
moÈglich: Die Substitution privater F&E-Investitionen durch eine oÈffentliche
FoÈrderung ist insbesondere dann zu befuÈrchten, wenn die in dem Projekt
geplante Erkundung von Natur und Umwelt aus Sicht der Wirtschaft der
Erforschung einer bestimmten Technologie nahekommt, wenn also Grund-
lagenforschung und angewandte Forschung einander aÈhnlich sind. AÈhnlich
argumentiert auch Brown (1998) hinsichtlich des ,,Commerce Department's
Advanced Technology Program`̀ in den USA, in dem Forschungsmittel an
Unternehmensgruppen vergeben werden. Um sich ausreichend fuÈr eine solche
FoÈrderung zu qualifizieren, muÈssen die Unternehmen nachweisen, daû ihre
Forschungsergebnisse von hoher kommerzieller Bedeutung sein werden. Brown
vermutet deshalb, daû die vorgeschlagenen Projekte attraktiv genug sind, um
auch mit privaten Mitteln finanziert werden zu koÈnnen. Die Effekte des US-
amerikanischen ,,Small Business Innovation Research Program`̀ wurden
kuÈrzlich von Wallsten (2000) untersucht. Seine empirischen Ergebnisse koÈnnen
als starke Evidenz fuÈr ,,Crowding-out`̀ -Effekte angesehen werden.

Festzuhalten bleibt somit, daû insbesondere dann mit ,,Crowding-out`̀ -
Effekten zu rechnen ist, wenn ein in der Wissenschaft konzipiertes Forschungs-
projekt aus Sicht der Wirtschaft einen ausreichend hohen anwendungs-
orientierten Stellenwert hat. WuÈrden in einem solchen Fall die privaten
Investitionen zudem im gesellschaftlich optimalen Umfang erfolgen, lieûe sich
eine oÈffentliche FoÈrderung nicht rechtfertigen. Interessanterweise steht diese
Argumentation jedoch im Gegensatz zur derzeit in vielen LaÈndern be-
obachteten Konzentration der FoÈrderung auf ,,marktorientierte`̀ oder
,,industrienahe`̀ Forschung.
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4.2.3. Politische Motive der staatlichen ForschungsfoÈrderung
Politische Motive koÈnnen Fehlallokationen hervorrufen. Dies gilt auch fuÈr den
Bereich der Grundlagenforschung. So ist z.B. in den USA der Kongreû relativ
leicht zu bewegen, Mittel fuÈr Grundlagenforschung zu bewilligen, wenn und
solange ein sachlicher Zusammenhang mit dem Schutz oder der ErhoÈhung der
nationalen Sicherheit nachgewiesen werden kann ± wie z.B. beim SDI- oder
NASA-Programm. Das setzt Anreize, Forschungsfelder zu besetzen und
Forschungsprogramme aufzulegen, fuÈr die sich ein solcher Konnex politisch
plausibler und durch direkte Lobby-Arbeit der ,,secondary beneficiaries`̀ (z.B. in
der MilitaÈrguÈterindustrie) forcierter vermitteln laÈût als fuÈr andere Programme,
ohne daû es dafuÈr triftige Belege gibt. In den USA, aber auch in Europa ist seit
Beginn der 90er Jahre zu beobachten, daû oÈffentliche Forschungsausgaben
zunehmend mit ihrem Beitrag zur ,,internationalen WettbewerbsfaÈhigkeit`̀
oder ,,produktivitaÈtssteigernden InnovationsfaÈhigkeit`̀ der jeweiligen nationalen
Wirtschaft gerechtfertigt werden. Zur Erreichung dieser Ziele sei insbesondere auf
,,hohe Marktorientierung`̀ und ,,IndustrienaÈhe`̀ der Forschung zu achten. Auch
hier werden politische Anreize zu Fehlallokationen von Forschungsmitteln
gesetzt.

Im Grunde befriedigt Grundlagenforschung jedoch ein menschliches oder
kulturelles BeduÈrfnis. Eine oÈffentliche FoÈrderung lieûe sich nach Rubner (1998)
folglich ,,als Kulturaufgabe`̀ legitimieren, wenn dies in der BevoÈlkerung auf
ausreichend Zustimmung stoÈût: Letztendlich sei es der Traum, neue Grenzen
zu uÈberschreiten, der den Ausschlag fuÈr die kostspielige Erforschung des
Weltalls gibt. Diese Ansicht vertritt auch Brown (1998) mit den Worten: ,,Some
research is simply supported because society likes it`̀ (S. 43).

5. Wissenschaftspolitische Schluûfolgerungen

Die wichtigsten Schluûfolgerungen unserer oÈkonomischen Analyse der
Grundlagenforschung fuÈr die Wissenschaftspolitik lassen sich in den folgenden
Punkten zusammenfassen:

1 Kommerzielle Erfolge von Grundlagenforschung sind grundsaÈtzlich nicht
(bzw. nur in sehr engen Grenzen) abschaÈtzbar, unvorhersehbar und vielfach
unbeabsichtigt. Es gibt keinen ,,linearen Innovationsprozeû`̀ von der
Grundlagenforschung zum Wirtschaftswachstum (siehe Abbildungen 1
und 2). Insofern ist Grundlagenforschung zunaÈchst und vor allem eine
Kulturaufgabe. In Zeiten von Wachstumskrisen oder Finanzknappheiten
bedarf diese Kulturaufgabe in demokratisch verfaûten Gesellschaften in der
Regel zusaÈtzlich einer wirtschaftspolitischen Rechtfertigung. Das gilt
insbesondere fuÈr die naturwissenschaftliche Grundlagenforschung. Denn
diese benoÈtigt fuÈr ihren Vorstoû in immer extremere Dimensionen der
Materie technologisch immer aufwendigere instrumentelle Hilfsmittel
(Laboratorien, GroûgeraÈte), die immer hoÈhere Kosten verursachen, ohne
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grundlegende wissenschaftliche DurchbruÈche oder bedeutende (Basis-)
Innovationen versprechen zu koÈnnen.

2 Wegen der grundsaÈtzlichen Unplanbarkeit und Unvorhersehbarkeit der
kommerziellen Erfolge von Grundlagenforschung darf sich eine
wirtschaftspolitische Rechtfertigung nicht allein oder uÈberwiegend auf
die erhofften ,,ultimativen`̀ Innovations- und Wachstumseffekte stuÈtzen.
Mindestens gleichbedeutend sind die sogenannten direkten Wissenschafts-
effekte und die zahlreichen vor-, neben und zwischengelagerten
oÈkonomischen (Angebots- und Nachfrage-)Effekte der Grundlagen-
forschung (siehe Abbildung 3). Unter den direkten Wissenschaftseffekten
scheinen neue Instrumente und Forschungstechnologien eine bislang in
ihrer Tragweite nicht erkannte Rolle zu spielen.

3 Eine staatliche FoÈrderung von Grundlagenforschung erscheint aus oÈkono-
mischer Sicht vor allem dann gerechtfertigt, wenn davon ausgegangen
werden muû, daû ± wegen externer Wissensspillover, zu hoher privater
Risikoaversion oder einer zu ausgepraÈgten Kurzfrist-Orientierung ± die
privatwirtschaftlichen Anreize zu Forschungsinvestitionen hinter den
sozial optimalen Anreizen zuruÈckbleiben oder technologische Unteilbar-
keiten zur Monopolisierung von Forschungsfeldern fuÈhren.

4 Die Wissenschaftspolitik sollte versuchen festzustellen, ob mit ,,Crowding-
out`̀ - Effekten zu rechnen ist, ob also dieselben ForschungsaktivitaÈten ohne
eine oÈffentliche FoÈrderung privat finanziert worden waÈren. ,,Crowding-
out`̀ -Effekte durch oÈffentliche F&E-Ausgaben sind insbesondere dann zu
befuÈrchten, wenn Forschungsprojekte aus Sicht der Wirtschaft einen
ausreichend hohen anwendungsorientierten Stellenwert haben. Der Staat
sollte darauf achten, daû sich oÈffentliche und private Forschungausgaben
ergaÈnzen und eine Substitution von privaten Investitionen durch die
oÈffentliche FoÈrderung vermieden wird.

5 OÈ konomische Ineffizienzen aufgrund von Anreizproblemen und
Informationsasymmetrien in der Ausgestaltung der oÈffentlichen FoÈrderung
sollten minimiert werden. DafuÈr sollte intensiv gepruÈft werden, auf welche
Forschungsfelder, Projekte und Institutionen sich eine FoÈrderung
konzentrieren sollte und welche Anreizsysteme zur effizienten Selektion
der Forschungsfelder und zur effizienten Nutzung oÈffentlicher Ressourcen
geschaffen werden. Dies schlieût eine sorgfaÈltige UÈ berpruÈ fung der
bestehenden Programme, Institutionen und Anreizsysteme ein.

6 Die Entwicklung von neuen Instrumenten und die Ausbildung in
experimentellen Forschungslaboren sind ideale AnknuÈpfungspunkte fuÈr
eine FoÈrderung der Grundlagenforschung mit Blick auch auf angewandte
Forschung. Neue Instrumente und Forschungstechnologien spielen durch
ihre oftmals zahlreichen, ungeahnten kommerziellen Anwendungs-
moÈglichkeiten eine SchluÈsselrolle sowohl fuÈr bedeutende Innovationen in
der Wirtschaft als auch fuÈr radikale DurchbruÈche in der Wissenschaft. Ihre
Nutzung ist mit hohen externen Wissensspillover-Effekten und ihre Her-
stellung vielfach mit sehr hohen Fixkosten (Unteilbarkeiten) und tech-
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nischen Groûrisiken verbunden, so daû mit einer privatwirtschaftlichen
Herstellung entweder nicht zu rechnen ist oder diese zur Monopolisierung
von ganzen Forschungsfeldern fuÈhren koÈnnte. Um die von Kealey (1996)
befuÈrchteten Informationsprobleme und ,,Crowding-out`̀ -Effekte bei der
FoÈrderung von neuen Instrumenten und experimentellen Forschungs-
laboren zu vermindern, sollte die Wissenschaftspolitik die groûe LuÈcke
zwischen der oÈkonomischen Bedeutung, die sie der Grundlagenforschung
beimiût, und unserem tatsaÈchlichen Wissen uÈber diese Bedeutung
beseitigen, indem sie vermehrt Mittel zur oÈkonomischen Analyse der
Grundlagenforschung einsetzt.
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Abstract: This paper has four major objectives. The first is to emphasize the
fundamental but mostly overlooked role of instrumentation and experimental
technique in linking basic and applied research. The second is to provide an overview
of the major economic effects of basic research investments. The third is to discuss
reasons for public provision and support of basic research. And the fourth aim is to
argue in favour of a reorientation of science policy towards the support of
instrumentation and education in experimental laboratories.
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